
CO2-Ausstoß senken 

Um die Erderwärmung zu bremsen, plant die Koalition, den 

Treibhausgasausstoß bis zum Jahr 2030 um 55 Prozent im 

Vergleich zu 1990 zu verringern. Bis 2050 soll Deutschland 

weitgehend klimaneutral sein, was bedeutet, dass dann nicht 

mehr CO2-Emissionen in die Luft geblasen werden als an 

anderer Stelle eingespart oder gebunden werden können. 

Das Klimaschutzgesetz legt fest, wie viel Kohlendioxid jeder 

Sektor noch ausstoßen darf. Die Einhaltung wird jährlich kon-

trolliert. Reicht die Senkung der Emissionen nicht aus, muss 

nachgesteuert werden. 

Ein wichtiges 

Instrument 

für die Sen-

kung des 

Treibhaus-

gasausstoßes 

ist der Zertifi-

katehandel, 

der ab 2021 

auf nationa-

ler Ebene für Wärme und Verkehr eingeführt wird. Wer dann 

noch Heizöl, Erdgas, Benzin oder Diesel nutzen will, muss 

dafür zu einem zunächst fixen Preis Verschmutzungsrechte 

kaufen. Diese werden Schritt für Schritt teurer, weil auch die 

Menge an CO2, die ausgestoßen werden darf, immer weiter 

verknappt wird. Die Einnahmen aus der CO2-Bepreisung re-

investiert der Bund in Anreize für mehr Klimaschutz. Teils 

werden sie den Bürgern als Entlastung für höhere Kosten 

zurückgegeben. 

Keine zwei Monate nach der Einigung über die Eckpunkte 

zum Klimaschutz in Deutschland konnten wir nun im Deut-

schen Bundestag wesentliche und weitreichende Schritte für 

die Erreichung unserer Klimaziele beschließen. Um den Men-

Impfpflicht soll vor Masern schützen 

Masern gehören zu 

den ansteckendsten 

Infektionskrankhei-

ten überhaupt und 

sie sind weltweit wei-

ter auf dem Vor-

marsch. Die Koalition 

will deshalb ein Ma-

sernschutzgesetz 

verabschieden. Es 

verpflichtet Men-

schen, die in Gemein-

schaftseinrichtungen 

wie Kitas und Schu-

len, Kliniken und Praxen oder Asylbewerberheimen arbei-

ten oder betreut werden, einen Nachweis über ausrei-

chenden Impfschutz oder eine bestehende Immunität zu 

erbringen. Kommen sie dieser Pflicht nicht nach, können 

ein Tätigkeitsverbot, ein Zutrittsverbot oder eine Geldbu-

ße ausgesprochen werden.  

Die Koalition will damit erreichen, dass die Impfquote für 

Masern auf 95 Prozent erhöht wird. Das ist die notwendi-

ge Quote, um eine sogenannte Herdenimmunität zu errei-

chen. Damit wären dann auch diejenigen vor Ansteckung 

geschützt, die selbst aus medizinischen Gründen nicht 

geimpft werden können - etwa Neugeborene, ältere Men-

schen oder chronisch Kranke. 

Die Woche im Bundestag 

schen Anreize zu geben, sich klimagerecht verhalten, sollen 

Flugtickets teurer und Bahntickets billiger werden. Das will 

die Koalition erreichen, indem sie die Luftverkehrssteuer 

erhöht und die Umsatzsteuer auf Bahntickets von 19 Pro-

zent auf sieben Prozent senkt.  



Anlässlich des 64. Gründungstags der Bundeswehr haben 

am 12. November deutschlandweit Rekruten ihr feierliches 

Gelöbnisleisten geleistet. Auch vor dem Reichstagsgebäude 

legten rund 400 Rekrutinnen und Rekruten ihren Eid 

ab.  Unter Anwesenheit von Verteidigungsministerin Anne-

gret Kramp-Karrenbauer, Bundestagspräsident Wolfgang 

Schäuble sowie Verwandten, Freunden und Kameraden 

geloben die Soldaten „der Bundesrepublik Deutschland treu 

zu dienen und das Recht und die Freiheit des deutschen Vol-

kes tapfer zu verteidigen“.  

Seit 75 Jahren lebt in Deutschland in Frieden. Eine große 

Leistung, an der auch die Bundeswehr einen großen Anteil 

hat. „Damit wir weiter in Frieden leben können, brauchen 

wir die Bundeswehr,“ betonte Bundestagspräsident Wolf-

gang Schäuble in seiner Gelöbnisansprache. Der Entschluss, 

dem Land zu dienen, sei alles andere als belanglos und 

nicht ohne Risiko. Dem Frieden zu dienen, sei keineswegs 

selbstverständlich. Soldatinnen und Soldaten seien 

„Vorbilder für Verantwortungsbewusstsein und Pflichtge-

fühl“ verdienten nicht nur Dank, sondern auch einen festen 

Platz in der Gesellschaft, so der Bundestagspräsident.  

Dass am Gründungstag in ganz Deutschland öffentliche Ge-

löbnisse stattfinden, sei „ein schönes Zeichen der Anerken-

nung“, so Bundesverteidigungsministerin Annegret Kramp-

Karrenbauer. Die Bundeswehr sei eine Parlamentsarmee. 

Nicht nur, weil der Deutsche Bundestag über die Entsen-

dung entscheidet, sondern auch, weil die Bundeswehr 

wichtiger Bestandteil einer wehrhaften Demokratie sei. 

"Die Bundeswehr ist ein unverzichtbarer Teil unserer Gesell-

schaft. Sie kommt aus der Mitte der Gesellschaft und dort 

gehört sie hin", so die Verteidigungsministerin weiter.  

Bundeswehr-Rekruten legen Glöbnis ab 

Parlamentsarmee in der Mitte der Gesellschaft 

Der verteidi-

gungs-

politische 

Sprecher der 

CDU/CSU-

Bundestags-

fraktion, Hen-

ning Otte, 

fordert an-

lässlich des 

64. Grün-

dungstags der 

Bundes-

wehr am 12. 

November  

mehr Aner-

kennung für 

die Streit-

kräfte.  

„Die Bundeswehr ist eine zentrale Säule unserer Sicherheits-

politik und ein starkes Symbol unserer Demokratie“, so Otte. 

Die Soldatinnen und Soldaten setzten sich mit ihrem Leben 

dafür ein, dass wir in Frieden und Freiheit leben können. 

„Ihnen gilt unser Dank und unser Respekt.“ 

Öffentliche Gelöbnisse in Berlin und in anderen Städten, so 

Otte, stärkten nicht nur die Sichtbarkeit der Truppe in der 

Öffentlichkeit, sondern seien auch ein wichtiger Ausdruck 

unserer Anerkennung für die Soldatinnen und Soldaten. 

Besondere Anerkennung verdienen auch die Soldatinnen 

und Soldaten, die zur Weihnachtszeit nicht bei ihren Fami-

lien, sondern in Einsätzen für Deutschland im Ausland sind. 

Im Rahmen der Initiative der gelben "Bänder der Verbun-

denheit“ werden dabei handschriftliche Grüße gesammelt 

und an die Soldatinnen und Soldaten übermittelt. Auch 

2019 haben sich Abgeordnete der Unionsfraktion an der 

Aktion beteiligt und den deutschen Soldatinnen und Solda-

ten auf diesem Weg „Danke“ gesagt. Henning Otte MdB 



Der Koalitions-

ausschuss hat 

sich auf einen 

Kompromiss zur 

Grundrente geei-

nigt.  

Was ändert sich 

jetzt? 

Die Grundrente 

soll ab Januar 

2021 für alle 

eingeführt wer-

den, die mindes-

tens 35 Jahre 

lang in die ge-

setzliche Rentenversicherung eingezahlt haben und den-

noch kaum von ihren Bezügen leben können. Zu den 35 

Beitragsjahren gehören neben Pflichtbeitragszeiten für ver-

sicherte Beschäftigung u.a. auch die Betragszeiten aufgrund 

von Kindererziehung und Pflege. Die Beitragsleistung liegt 

zwischen 30 und 80 Prozent des Durchschnittseinkommens. 

In einer umfassenden Prüfung wird das Einkommen mithilfe 

der Daten des Finanzamtes von der Rentenversicherung 

festgestellt. Ermittelt werden so beispielsweise alle Renten-

einkünfte, die Kapitalerträge oder auch Einkünfte aus Ver-

mietung. Es gilt dabei ein Einkommensfreibetrag von 1.250 

Euro bei Alleinstehenden und 1.950 Euro bei Paaren.  Diese 

Prüfung wird helfen, den Kreis der Anspruchsberechtigten 

auf diejenigen zu beschränken, die es tatsächlich benötigen. 

Liegen diese Voraussetzungen vor, dann erhalten Betroffe-

ne die Grundrente als Zuschlag. Diese wird folgendermaßen 

berechnet: 

1. Es wird ein Durchschnittswert der Entgeltpunkte für 35 

Jahre bei dem betreffenden Rentner gebildet.  

2. Dieser Durchschnittswert wird verdoppelt. Es gilt hier 

aber eine Obergrenze von 0,8 Rentenpunkten, die durch 

die Verdoppelung nicht überschritten werden darf.  

3. Der Zuschlag, der bei jedem Rentner unterschiedlich 

ausfallen kann, wird dann allerdings um 12,5 Prozent 

gekürzt.  

Die Rentenleistung wird dann aufgrund der Höherwertung 

neu bemessen und von der Rentenversicherung ausge-

zahlt.  Bei den Einkommensfreigrenzen und den Grundren-

tenzeiten ist eine kurze, wirksame Gleitzone geplant, um 

harte Abbruchkanten zu vermeiden. Ein Gang zu den Sozial-

ämtern ist nicht notwendig. Auch muss kein Antrag auf 

Grundrente gestellt werden. Die Überprüfung, ob die Vo-

raussetzungen vorliegen, soll von der Rentenversicherung 

automatisch erfolgen. 

Stärkung der betrieblichen Altersversorgung  

Der Kompromiss enthält außerdem Maßnahmen zur Stär-

kung der betrieblichen Altersversorgung. Beteiligen Arbeit-

geber ihre Arbeitnehmer am Unternehmen, dann ist das 

zukünftig bis zu einem Höchstbetrag von 720 Euro steuer-

frei. Dazu wird der derzeit geltende Höchstbetrag verdop-

pelt. Ebenfalls verdoppelt wird der 2017 mit dem Betriebs-

rentenstärkungsgesetz eingeführte BAV-Förderbetrag auf 

nun 288 Euro. Damit wird der Aufbau einer betrieblichen 

Altersversorgung von Geringverdienern gezielt unterstützt.  

Freibeträge in der Grundsicherung und beim Wohngeld 

Der Freibetrag in der Grundsicherung, der derzeit für die 

private und betriebliche Altersversorgung gilt, wird zu-

künftig auch für die gesetzliche Rente gelten. Vorausset-

zung ist, dass mehr als 35 Beitragsjahre vorliegen. Auch 

beim Wohngeld wird ein Freibetrag eingeführt, damit die 

Verbesserungen bei der Rente nicht durch Kürzungen beim 

Wohngeld ins Leere laufen. 

Keine doppelten Beiträge bei Betriebsrenten  

Auch für die bis-

herige Doppel-

verbeitragung 

bei Betriebsren-

ten ist eine Lö-

sung vorgesehen. 

Derzeit müssen 

Betriebsrentner 

den vollen Kran-

kenkassen-

beitrag in der 

gesetzlichen Ren-

tenversicherung 

für ihre Betriebs-

renten zahlen. 

Zukünftig gilt in 

diesen Fällen ein dynamisierter Freibetrag in Höhe von 

155,75 Euro monatlich. So werden die pflichtversicherten 

Rentner entlastet. Denn rund 60% der Betriebsrentner zah-

len dann nur noch maximal den halben Beitragssatz. Und 

die übrigen Betriebsrentner werden so auch entlastet. 

Anreize für die Wirtschaft 

Bis Ende 2022 wird der Beitrag zur Arbeitslosenversiche-

rung auf 2,4 Prozent gesenkt. Die Kreditanstalt für Wieder-

aufbau soll einen Beteiligungsfonds für Zukunftstechnolo-

gien insbesondere in den Bereichen Digitalisierung und Kli-

matechnologien mit bis zu 10 Mrd. Euro schaffen. 

Einigung bei Grundrente  



Zehn Milliarden Steuerentlastung beim Soli 

Für 9 von 10 Steu-

erzahlern soll der 

Solidaritätszu-

schlag ab 2021 

abgeschafft wer-

den. Wer als Ein-

zelperson nicht 

mehr als knapp 

17.000 Euro Ein-

kommensteuer im 

Jahr zahlen muss, 

soll ganz vom 

„Soli“ verschont bleiben, für gemeinsam veranlagte Paare gilt 

der doppelte Betrag. Für weitere mehr als 5% der Steuerzah-

ler soll sich die Belastung verringern. Das Entlastungsvolumen 

soll ab 2021 rund 10 Mrd. Euro betragen und 2022 auf knapp 

über 11 Mrd. Euro steigen. Die Unionsfraktion setzt dafür ein, 

den Solidaritätszuschlag komplett abzuschaffen.  
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Chancen der Digitalisierung nutzen – Offener Zugang und 

standardisierte Datenformate für eine zukunftsfähige Land-

wirtschaft 4.0. In der deutschen Landwirtschaft können digi-

tale Technologien maßgeblich zu einer nachhaltigen und Res-

sourcen schonenden Lebensmittelerzeugung beitragen. Mit 

einer Präzisionslandwirtschaft 4.0 können Maßnahmen wie 

etwa Bewässerung, Düngung und Pflanzenschutzmitteleinsatz 

punktgenau gesteuert werden. Sie ermöglicht aber auch, et-

wa über digitale Sensorik, die Messung verschiedener Tier-

wohl-Indikatoren. Wir ermutigen die Bundesregierung dazu, 

zunächst im Rahmen eines Forschungsvorhabens ein Konzept 

zur Nutzung einer entsprechenden Agrarplattform unter Be-

teiligung der relevanten Akteure zu erarbeiten. Zusätzlich 

fordern wir die Bundessregierung auf, den Breitbandausbau 

im ländlichen Raum zu intensivieren, um die Präzisionsland-

wirtschaft sowie eine moderne multifunktionale Forstwirt-

schaft in den Wäldern zu ermöglichen.  

Die Woche im Parlament  

Bundes-Klimaschutzgesetz. Wir beschlossen in 2./3. Lesung 

die gesetzliche Normierung der Klimaschutzziele, zu deren 

Einhaltung sich Deutschland auf der Pariser Klimakonferenz 

2015 in Paris verpflichtet hat. Das Gesetz verpflichtet die 

öffentliche Hand, entfaltet hingegen grundsätzlich keine 

Rechtswirkung für Private. Die Einhaltung der Emissionsbud-

gets ist Aufgabe des Bundesministeriums, in dessen Ge-

schäftsbereich der jeweilige Sektor fällt. Das Umweltbundes-

amt berichtet jährlich im März über die Emissionsdaten des 

letzten Jahres. Auf Grundlage der Emissionsdaten werden bei 

Über- oder Unterschreiten der Jahresbudgets die nachfolgen-

den Emissionsbudgets angepasst und zusätzliche Maßnahmen 

beschlossen. Im Falle der Überschreitung des Emissionsbud-

gets eines Sektors besteht eine Initiativpflicht der Bundesre-

gierung zum Beschluss von zusätzlichen Maßnahmen. Ein un-

abhängiger Expertenrat für Klimafragen berichtet der Bundes-

regierung eingerichtet sowie dem Deutschen Bundestag. 

Schließlich setzt sich die Bundesregierung das Ziel, die Bun-

desverwaltung bis 2030 klimaneutral zu organisieren. 

Gesetz zur Beteiligung des Bundes an den Integrationskosten 

der Länder und Kommunen in den Jahren 2020 und 2021. 

Der Bund wird auch in den nächsten Jahren die Länder und 

Kommunen finanziell bei der Bewältigung von Integrations-

aufgaben unterstützen. Zu diesem Ziel hin beschlossen wir in 

2./3. Lesung eine weitere Entlastung der Länder und Kommu-

nen um rund 5,5 Mrd. Euro in den nächsten zwei Jahren. Die 

größten Posten stellen dabei die Erstattung der Kosten für 

Unterkunft und Heizung von Flüchtlingen in Höhe von 1,8 

Mrd. Euro und die Integrationspauschale in Höhe von 2 Mrd. 

Euro dar. Ebenfalls fließen Mittel zur Umsetzung der Ziele des 

Paktes für den Rechtsstaat. 

Daten und Fakten 

Zahl der Schulanfän-

ger 2019 leicht ge-

stiegen. Zu Beginn 

des laufenden Schul-

jahres 2019/2020 

wurden in Deutsch-

land 733.000 Kinder 

eingeschult. Das wa-

ren 4.600 (0,6%) 

mehr als im Vorjahr. 

Die Zahl der Einschu-

lungen ist in Ham-

burg 17.100 (+3,4%) und Berlin 35.000 (+3,2%) am stärksten 

gestiegen. In Niedersachsen stieg sie um 68.100 Schulanfän-

ger (0,1%). Damit setzt sich der seit dem Schuljahr 2016/2017 

zu beobachtende Anstieg der Zahl der Einschulungen fort. 

Allerdings verzeichnen einige Bundesländer sinkende Einschu-

lungszahlen. Den größten prozentualen Rückgang mit 23.800 

(5,0%) gab es in Schleswig-Holstein. In Bremen ging die Zahl 

der Schulanfänger um 5.600 (0,9%) zurück.   

(Quelle: Destatis) 

mailto:stefan.krueppel@cducsu.de
http://www.lg-nds.de

